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BESCHLUSS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Dr. HERZOG-LIEBMINGER als Vorsitzende und den Richter 
Mag. HUBER-HUBER als Beisitzer im Beisein der Schriftführerin Fr. SOVKA über den Antrag auf 
Bewilligung der Verfahrenshilfe des C.M., geb. 00.00.1984, StA. 

Türkei, vom 05.02.2009, in nichtöffentlicher Sitzung beschlossen: 
 

Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe wird gemäß § 23 Absatz 1 AsylGHG idgF als unzulässig 
zurückgewiesen. 

Text 

BEGRÜNDUNG : 
 

I.1. Das Bundesasylamt hat den Asylantrag des Antragstellers vom 17.12.2003 mit Bescheid vom 14.06.2004 
abgewiesen und gleichzeitig festgestellt, dass seine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in die 
Türkei zulässig ist. Gleichzeitig wurde die Ausweisung aus dem österreichischen Bundesgebiet ausgesprochen. 
 

Gegen diesen Bescheid hat der Antragsteller fristgerecht am 24.06.2004 berufen. 
 

I.2. Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 19.08.2008, GZ. E3 250.917-0/2008-E4, wurde der bekämpfte 
Bescheid behoben und die Angelegenheit gemäß § 66 Abs. 2 AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung 
eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurückverwiesen. 
 

I.3. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 22.01.2009, FZ. 03 38.190/1-BAE, hat das Bundesasylamt 
neuerlich den Asylantrag des Antragstellers abgewiesen und festgestellt, dass seine Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung in die Türkei zulässig ist. Gleichzeitig wurde die Ausweisung aus dem 
österreichischen Bundesgebiet in die Türkei ausgesprochen. Dieser Bescheid wurde am 23.01.2009 an den 
Zustellbevollmächtigten zugestellt. 
 

I.4. Gegen diesen Bescheid hat der Antragsteller am 05.02.2009 fristgerecht Beschwerde eingebracht. 
Gleichzeitig wurden ein Antrag auf aufschiebende Wirkung sowie ein Antrag auf Verfahrenshilfe für das weitere 
Verfahren beim Asylgerichtshof gestellt, insbesondere dahingehend, einen Rechtsanwalt für die mündliche 
Beschwerdeverhandlung beizugeben. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Am 1. Juli 2008 beim Unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren sind vom Asylgerichtshof nach 
Maßgabe des § 75 AsylG 2005 idF BGBl. I Nr. 4/2008 weiterzuführen. 
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Gemäß § 61 AsylG 2005 idgF entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen Bescheide des 
Bundesasylamtes. 
 

Gemäß § 22 Absatz 1 AsylG ergehen Entscheidungen des Asylgerichtshofes in der Sache selbst in Form eines 
Erkenntnisses, alle anderen in Form eines Beschlusses. 
 

Welches Verfahrensrecht der Asylgerichtshof anzuwenden hat, ergibt sich aus § 23 Abs. 1 AsylGHG. Soweit 
sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100, nicht anderes ergibt, sind die Bestimmungen des 
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß 
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Durch die Novelle BGBl 
I. Nr. 147/2008 wurde nunmehr klargestellt, dass die in § 23 - anscheinend missverständliche (vgl. Rohrböck in 
Muzak/Rohrböck, Asylgerichtshof [2008], 147 [148 ff]) - Bezugnahme auf das Bundes-Verfassungsgesetz - B-
VG, BGBl. Nr. 1/1930, und das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, BGBl. Nr. 10, entfallen soll. An 
der Anwendbarkeit der in diesen Gesetzen enthaltenen, den Asylgerichtshof betreffenden Bestimmungen (z.B. § 
72 zweiter Satz VwGG) ändert diese Klarstellung nichts. 
 

2. Der Asylgerichtshof hat somit in der Regel das AVG mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Begriffs 
"Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt, anzuwenden. 
 

Gemäß § 10 Absatz 1 AVG können die Beteiligten und ihre gesetzlichen Vertreter sich, sofern nicht ihr 
persönliches Erscheinen ausdrücklich gefordert wird, durch eigenberechtigte natürliche Personen, juristische 
Personen, Personengesellschaften des Handelsrechts oder eingetragene Erwerbsgesellschaften vertretenlassen. 
 

Anwaltszwang besteht jedoch im Verwaltungsverfahren nicht und existiert das Instrument der Verfahrenshilfe 
nicht. 
 

In diesem Zusammenhang findet sich auch im Verfahren vor dem Asylgerichtshof für das Rechtsinstitut der 
Verfahrenshilfe, insbesondere für die Beigabe eines Rechtsanwaltes, weder im AVG noch im AsylG, noch im 
AsylGHG eine Rechtsgrundlage. 
 

Hätte der Gesetzgeber einen Anwaltszwang begründen wollen, wäre angesichts der diesbezüglich detaillierten 
und je nach Gerichtshof und diesen betreffenden Verfahren differenzierenden Einzelregelungen in § 24 Abs 2 
VwGG und § 17 Abs 2 und 3 VfGG nämlich zu erwarten gewesen, dass der Gesetzgeber diesbezüglich 
anlässlich der Einrichtung des Asylgerichtshofes eine Sonderregelung getroffen hätte, was jedoch unterblieben 
ist (vgl. AsylGH 27.11.2008, A2 307.563-2/2008-6E). 
 

Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe war sohin - mangels Rechtsgrundlage - zurückzuweisen. 
 

Aus diesem Grund war spruchgemäß zu entscheiden. 


